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TOP VI  Tätigkeitsbericht der Bundesärztekammer  

  
Betrifft:  Abschiebung ist kein flugmedizinisches Problem - Sicherung ethisch-medizinischer Standards  

Entschließung  

  
 

 

Auf Antrag des Vorstands der Bundesärztekammer (Drucksache VI - 09) fasst der 111. Deutsche Ärztetag 

folgende Entschließung: 
   

Die Innenministerkonferenz diskutiert z. Z. die Bildung eines Pools von „Ärzten für Flugmedizin“ um die 

Flugtauglichkeit abzuschiebender Personen feststellen zu lassen. Sie  verspricht sich davon eine 

„Verbesserung“ des Abschiebeverfahrens. 

Der 111. Deutsche Ärztetag stellt fest: 

-          Nicht die allein flugmedizinische Begutachtung oder Betreuung des Einzelnen ist das Entscheidende, 

sondern die qualifizierte Betreuung von Menschen, die sich mit der Abschiebung  in einer schweren 

Ausnahmesituation befinden.  

-          Wenn zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse (z.B. eine bestimmte Krankheit kann im 

Rückführungsland nicht behandelt werden) oder inlandsbezogene Vollstreckungshindernisse (z.B. das 

Vorliegen einer posttraumatischen Belastungsstörung führt zu Suizidgefahr) vorliegen, müssen diese in 

die Beurteilung einfließen. Die Frage, ob der Abzuschiebende im engsten Sinne flugtauglich ist, greift 

zu kurz. 

Für diese Situation wurde 2004 ein Informations- und Kriterienkatalog von einer gemeinsamen 

Arbeitsgruppe von Ländervertretern und Vertretern der Bundesärztekammer zu Fragen der ärztlichen 

Mitwirkung bei Rückführungsfragen erstellt. Diesem Katalog ist zu folgen. 

Seitens der Bundesärztekammer wurde das Curriculum „Begutachtung psychisch reaktiver Traumafolgen in 

aufenthaltsrechtlichen Verfahren bei Erwachsenen“ entwickelt. Mehrere Landesärztekammern haben 

entsprechende Fortbildungen angeboten und Ärztinnen und Ärzte geschult. Die Ausländerbehörden sind 

aufgerufen, sich an dementsprechend qualifizierte Ärzte bzw. an Ärzte und Psychotherapeuten zu wenden, 

die diese Menschen behandelt haben.  

   

 


